Triumph des antisemitischen Volksmobs?

Das Imperium schlägt zurück. Nachdem die Welt fast einen Monat auf die militärische Antwort der USA gegen den Terror vom 11. September warten musste, ging es Anfang Oktober los. Der ,,lange Feldzug" gegen die Netzwerke des islamistischen Terrorismus, den Bush angekündigt hatte, hat begonnen~ und der Flughafen von Kabul dürfte mittlerweile dreimal komplett umgepflügt sein. Obwohl es in der jetzigen Situation nicht darum gehen kann,  den  USA nach schlechter alter Antiimp-Manier jetzt den Schwarzen Peter zuzuschieben und den Krieg als Akt der Barbarei zu verdammen, drängt sich der Eindruck auf, dass der Angriff auf Afghanistan nach hinten losgeht. Was Amerika und seine Verbündeten gerade vorführen, ist nicht nur Zeichen ihrer Hilflosigkeit vor dem Hintergrund, dass die größte Militärmaschine aller Zeiten von einer Kleingruppe mit Teppichmessern blamiert wurde, sondern scheint auch einem Drehbuch zu entsprechen, das sich al-Qaida für die Zeit nach den Terroranschlägen gemacht haben

könnte.

Der Terror...

Ihren Gönnern, den Taliban geht es demnächst an den Kragen, und auch die Terroristen selbst werden Opfer zu beklagen haben. Die Art und Weise, wie sie in New York mit ihrem eigenen Leben umgegangen sind, legt aber Nahe, dass diese Entwicklung maximal als Kollateralschaden im Kampf um die Sache hingenommen, wenn nicht als Massenmärtyrertum begeistert begrüßt wird. Zentral für al-Qaida ist vielmehr, dass ihr Ziel, die gesamte 'islamische Welt' mit in ihren antiamerikanischen und antisemitischen Wahn zu ziehen, aufzugehen scheint. Von Afrika bis Südostasien bilden sich Volksmobs, die - teils als Radikalisierung der Position ihrer Regierungen, teils offen dagegen - den Kampf gegen die USA und die Vernichtung Israels  predigen. Indonesien, Pakistan oder Saudi-Arabien: Die Region verwandelt sich in ein Pulverfass voller fanatisierter Gotteskrieger. Selbst in den palästinensischen Autonomiegebieten, die sich antisemitischen Selbstmordattentätern als Heimstatt ja nahezu aufdrängen, sah sich

die Führung mittlerweile genötigt, scharf auf islamistische Demonstranten zu schießen, um einen Aufstand zu verhindern Schlimmstenfalls haben die Angriffe der USA genau die paradoxe Wirkung, die al-Qaida ihnen zudenkt. Das Netzwerk selbst könnte geschwächt, vielleicht sogar vernichtet werden, der Hass auf Israel und Amerika aber, den die Terroristen schüren wollen für ihr Projekt einer Welt voller klerikalfaschistischer Wertediktaturen, wächst ins grenzenlose. Diese Entwicklung ist der erste Faktor, der für Israel zur Bedrohung wird.

..die Antiterrorallianz

Faktor zwei ist nicht der Terror selbst, sondern ausgerechnet dessen vermeintliches Gegenteil: Die Antiterrorallianz, die die USA mit den  arabischen  und  islamischen  Staaten geschmiedet haben, um al-Qaida das Handwerk zu legen. Der diplomatische Kraftakt, um dies zu bewerkstelligen, ist eindrucksvoll. Die halbe US-Regierung ist in den Wochen zwischen den Terroranschlägen  und  dem  Angriff  auf Afghanistan im Nahen und Mittleren Osten von Staat zu Staat gereist und hat die dortigen Führungen - zum Teil von den Terroristen nur durch das würdevollere Amt zu unterscheiden mit einer gelungenen Mischung von Zuckerbrot und Peitsche auf ihre Seite gezogen. Was die Peitsche war, ist klar, und wurde von Bush offen ausgesprochen: Wer nicht für uns ist, ist gegen uns und hat die entsprechenden Konsequenzen sprich: die militärische Lösung - zu tragen. Mit dem Zuckerbrot wurde deutlich weniger offen hausiert, zwischen den Zeilen wird aber deutlich, mit welchem Versprechen sich die USA - und hier stark unterstützt von Joseph Fischer - die politische und infrastrukturelle Unterstützung der islamischen Staaten erkauft haben: Mit dem Ja für das Projekt Palästina. Man muss sich das vor Augen  führen: Da  steht  ein  deutscher Außenminister lächelnd neben dem syrischen Diktator Assad auf einer Pressekonferenz, während dieser bekannt gibt, ja, man sei gegen den Terror, denn der größte Terrorist sei schließlich Israel. Kommentar Fischer: keiner, selbst auf Nachfrage nicht. Schweigen sagt manchmal mehr als tausend Worte. Wenige Tage später geben Bush und Blair bekannt, sie stünden hinter der Forderung nach einem Staat Palästina und fallen damit der bisherigen Politik Israels in den Rücken.

Verwundern kann das nicht: Das von den Antizionisten unterschiedlicher Provenienz herbeihalluzinierte Bündnis zwischen amerikanischem Finanzkapital und jüdischem Staat war schon immer nichts als eine antisemitische Projektion und die Interessen der USA, Israel als Verbündeten im Nahen Osten zu unterstützen, haben sich mit dem Ende der Blockkonfrontation und der Stationierung eigener Truppe in Saudiarabien zumindest zum Teil erledigt. Die Unterstützung, die jetzt gebraucht wird, kommt von den islamischen Staaten selbst, Israel wird sich in seinem Kampf gegen den Terror nicht mehr auf die uneingeschränkte Solidarität der USA verlassen können. Scharons Vergleich dieser veränderten  Außenpolitik  mit  der  westlichen Appeasement-Politik im Bezug auf die Tschechoslowakei 1938 ist zwar hart polemisch, hat aber durchaus seinen wahren Kern: Auch damals ist zunächst ein Teilstaat preisgegeben worden, um den Aggressor zu beruhigen. Der Effekt war aber schließlich die Auslöschung der Tschechoslowakei als Ganzes. Und auch damals hat der Westen sich auf die Argumentation eingelassen, es gehe ja nur darum, einer unterdrückten völkischen Minderheit - den sogenannten Sudetendeutschen - zu Freiheit und Selbstbestimmung zu verhelfen. Der Effekt des Antiterrorbündnisses jedenfalls ist, dass Israel mit seinen Befürchtungen gegenüber einem palästinensischen Selbstbestimmungsrecht' erstmals allein dasteht. Früher oder später werden die arabischen Staaten verlangen, dass den westlichen Versprechungen auch Taten folgen. Eine UN-Blauhelmtruppe unter deutscher Führung - nicht trotz, sondern wegen Auschwitz, man kennt das ja wäre ein Worst-Case-Scenario, das seit dem 11. September erstmals denkbar geworden ist.

... und Israel

Die ersten Folgen der neuen Antiterrorpolitik bekommt Israel bereits zu spüren. Die bisherige Strategie der Scharon-Administration, erst dann über Frieden zu verhandeln, wenn die Palästinenser ihren Bürgerkrieg einstellen, ist jedenfalls bereits jetzt Makulatur. Gerade von deutscher Seite aus war diese eigentlich nur konsequente Linie schon immer als unglaubliche Anmaßung wahrgenommen worden, seit dem 11. September üben auch die USA offensichtlich diplomatischen Druck aus, um Israel gegen seinen Willen an den Verhandlungstisch zurückzuzwingen. Wie es weitergehen soll, ist in der israelischen Öffentlichkeit und auch in der Regierung selbst umstritten. Die sozialdemokratische Arbeitspartei um Außenminister Shimon Peres steht gemeinsam mit der Friedensbewegung für eine Position, die sich mit der Gründung eines Staates Palästina eine Entspannung des Konflikts und eine Option auf dauerhaften Frieden erhofft. Sie steht damit nach wie vor in der Tradition ihrer Ministerpräsidenten Rabin und Barak, deren Politik zwar auf keinen Staat Palästina hinausgelaufen wäre, aber weitgehende Autonomie der Palästinenser zum Ziel hatte. Nachdem diese die ihrer Auffassung nach unzureichenden Zugeständnisse Israels mit der AI-Aksa-Intifada beantworteten, wurde der Friedenskurs in der Bevölkerung als gescheitert angesehen und mit der Abwahl Baraks quittiert. Der national-konservative Likud-Block um Ariel Scharon vertritt bekanntermaßen eine Kein-Fuß-breit-Politik. Die dahinterstehende Befürchtung ist, dass die Gründung eines Staates für die Palästinenser letztlich nur ein Sprungbrett für die Vernichtung Israels wäre und Frieden eher verhindern denn befördern würde. Welche Seite recht hat, ist ein Stück weit Spekulation. Trägt man aber der Tatsache Rechnung, dass ein Staat Palästina weder von den geographischen Gegebenheiten noch von der ökonomischen Kapazität her in der Lage ware, eine Nationalökonomie aufzubauen, die die  materielle Lage seiner Einwohner verbessert, muss man sich wohl eher den  Befürchtungen des Likud-Blocks anschließen.   Massenwirksam sind in den derzeitigen Autonomiegebieten - seit dem Angriff auf Afghanistan mehr denn je in erster Linie die Islamisten. Ihr Zulauf würde sich wohl noch verstärken, wenn die Palästinenser   auch nach Erringung staatlicher  Souveränität weiter am Hungertuch knapsen müssten, und ihre Botschaft ist klar: Schuld an dieser Situation wäre  nicht  die  eigene,  kapitalistische Elendsverwaltung, sondern die Juden in Israel und an den Börsen in New York. Das heißt im Klartext: Der Kampf geht weiter, ,treibt sie ins Meer!' Und die Verteidigungsmöglichkeiten gegen den prolongierten Terror wären nach der Gründung Palästinas weit schlechter als jetzt. Jede militärische Aktion, die derzeit noch auf eigenem Territorium gegen die Terroristen geführt wird, stellte dann einen Angriff auf einen souveränen Staat dar, wäre mithin ein Bruch des Völkerrechts und würde Israel weiter in die internationale Isolation, in die Rolle des Terrorstaats' treiben. Langfristig könnte sich aus dieser Gemengelage eine Situation entwickeln, die die Existenz Israels in Frage stellt.

Die deutsche Friedensbewegung

Mit all dem scheinen die deutschen Friedensfreunde kein  Problem  zu haben. Rechtsdeutsche Faschisten klatschen Beifall zu dieser Entwicklung und linksdeutsche Antiimps sind zufrieden. Endlich wird der gemeinsame Feind mal in die Schranken verwiesen. Die neue Friedensbewegung, deren Teilnehmer wohl in der Mehrzahl erzürnt sind über die ,imperialistische Willkür' der USA gegen die Taliban und verzweifelt nach Rohstoffen suchen, um die es den  Vereinigten Staaten ja ,in Wirklichkeit' ginge, will offiziell  von  den Problemen   Israels nichts wissen. Inoffiziell aber sieht man offenbar Israel als Problem, was unter anderem auf einer Friedensdemo in Düsseldorf deutlich wurde, als Teilnehmer zuerst ein Israel-Solitranspi anzündeten und die Demoleitung danach die Polizei engagierte, um Träger des Transparents gewaltsam entfernen zu lassen. Leuten dagegen, die auf den zutiefst antisemitischen Charakter des Terrors im Besonderen und des Islamismus im Allgemeinen verweisen, um die Notwendigkeit einer Solidarisierung mit Israel deutlich zu machen, wird selbst in wertkritischen Kreisen vorgeworfen, sie hätten mit Antikapitalismus nichts mehr am Hut und statt dessen den NATO-Helm aufgesetzt (so Robert Kurz).

Solange die deutsche Friedensbewegung auf dieser Ebene bleibt, also irgendwo zwischen  So-ist-das-halt-im-Kapitalismus' und .Schuld-daran-sind-nur-die-USA' dahintorkelt, ist sie keinesfalls solidaritätsfähig. Ihr muss im Gegenteil die Tatsache um die Ohren gehauen werden, dass sie objektiv das Projekt der Islamisten verfolgt, wenn sie sich jetzt zu Israel gar nicht oder nach antizionistischem Muster verhält und gleichzeitig gemeinsam mit den deutschen Nazis im antisemitischen Volksmob der islamistischen Internationale nur die armen Opfer erkennen will, denen die USA ihre schöne Unterdrückungskultur kaputtmachten. Gerade weil es nicht um den Erhalt der falschen Verhältnisse geht, sondern um deren Abschaffung, ist Solidarität mit Israel geboten. Solange die Welt nämlich so beschaffen ist, wie zur Zeit - also kapitalistisch, völkisch und antisemitisch - bietet gerade das 'zionistische Staatengebilde' im Nahen Osten, das mit den feudalistischen Blut und Boden-Kulturen der dortigen Region so überhaupt nichts zu tun hat, den einzigen Rückzugsraum, in den sich Juden retten können, wenn es hart auf hart kommt. Der Krieg, den die USA jetzt begonnen haben, kann zur Festigung der prekären Lage Israels nichts beitragen. Im Gegenteil ist ja schon dargelegt worden dass sie sich mit ihrer derzeitigen Strategie möglicherweise zu unfreiwilligen Erfüllungsgehilfen  von al-Qaida machen.  Vor dem Hintergrund des Terrors und dieser Analyse der möglichen Kriegsauswirkungen muss klar sein, dass eine Parteinahme für den Staat der Juden die einzige Position ist, die Linke, denen es um Emanzipation von den herrschenden Verhältnissen geht zum der zeineen Konflikt positiv' einnehmen können.

Der Zionismus, letztlich die Existenz Israels, ist - wie die ISF feststellt - die falsche, weil bürgerlich-nationale, unter den gegebenen Umständen aber einzig mögliche Antwort der Juden auf ihre weltweite Verfolgung.  Erst wenn das notwendig falsche Bewusstsein, das die kapitalistische Vergesellschaftung in den Köpfen der bürgerlichen Subjekte anrichtet, nicht mehr existiert, also erst wenn die Grundlagen des Antisemitismus durch die Abschaffung von Staat, Nation und Kapital beseitigt sind, steht auch Israel zur Disposition. Es ist dann überflüssig geworden. Solange aber das Kapital das alles bestimmende gesellschaftliche Verhältnis ist, wird es auch den Antisemitismus als Versuch seiner negativen Selbstaufhebung immer wieder' reproduzieren. Solange dem so ist, muss für Linke gelten:

Lang lebe Israel! Kampf dem Antisemitismus in allen Erscheinungsformen! Für den Kommunismus!

